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 Basel, 22. August 2012  

Regierungsratsbeschluss  
vom 20. August 2012 
 
Erhöhung der Beiträge für die Durchführung der eidgenössischen Prüfungen – Ände-
rung von Artikel 65 der Berufsbildungsverordnung: Vernehmlassung 
 
Sehr geehrter Herr Roulet 
 
Mit Schreiben vom 26. Juni 2012 hat das Bundesamt für Berufsbildung und Technologie uns 
eingeladen, zur vorgesehenen Erhöhung der Bundesbeiträge für die Durchführung der eid-
genössischen Prüfungen bzw. Änderung von Artikel 65 der Berufsbildungsverordnung Stel-
lung zu nehmen. 
 

Gerne unterbreiten wir Ihnen hiermit die Antwort des Kantons Basel-Stadt. Wir schliessen 
uns in dieser Sache der Stellungnahme der Schweizerischen Berufsbildungsämter-
Konferenz SBBK, Fachgremium der Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren EDK, 
wie folgt an: 

1. Wir befürworten die vom Bund geplante Erhöhung der Beiträge an die Durchführung der 
eidgenössischen Prüfungen. 

2. Die Erhöhung darf nicht zu Lasten des Pauschalbeitrags an die Kantone gemäss Art. 53 
Berufsbildungsgesetz gehen. 

3. Zusätzlich zur Finanzierung der eidgenössischen Prüfungen muss im Kreise der Ver-
bundpartner eine harmonisierte Lösung zur Subventionierung der Vorbereitungskurse 
gefunden werden. 

 

Wir bitten Sie um Kenntnisnahme. 
Mit freundlichen Grüssen 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

    
Dr. Guy Morin Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Präsident Staatsschreiberin 
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